
Neues zum innergemeindlichen Instanzenzug, zur Präzisierung von 
Informationsbegehren und zu den Grenzen der Behandlungspflicht bei 
Rechtsmissbrauch oder unverhältnismäßigem Aufwand 

Das Thema des Instanzenzuges im Informationsfreiheitsgesetz (IFG) bleibt weiterhin 
umstritten. Das Landesverwaltungsgericht Niederösterreich hat nun in drei Entscheidungen 
zum Ausdruck gebracht, dass es vom Bestehen eines innergemeindlichen Instanzenzuges 
ausgeht und hat die Beschwerden mangels Ausschöpfung dieses Instanzenzuges jeweils als 
unzulässig zurückgewiesen. 

Darüber hinaus erging kürzlich eine Entscheidung des Landesverwaltungsgerichts Tirol zur 
Präzisierung der Anforderungen an Anträge informationssuchender Personen. Auch dieses 
Thema wird nachfolgend behandelt. 

Abschließend möchten wir ein Thema behandeln, zu dem seitens der Gemeinden immer 
wieder Fragen aufgekommen sind, nämlich die Frage, ab wann ein Zugang zur Information 
wegen Missbräuchlichkeit oder unverhältnismäßigen Aufwandes im Sinne des § 9 Abs. 3 IFG 
nicht zu gewähren ist. 

Beschlüsse des LVwG Niederösterreich zur Zurückweisung wegen Nichtausschöpfung 
des innergemeindlichen Instanzenzuges 

Das LVwG NÖ hat in den Verfahren zu GZ LVwG-AV-546/001-2026, LVwG-AV-608/001-2026 
sowie LVwG-AV-130/001-2026 jeweils Beschwerden gegen Bescheide eines Bürgermeisters 
mittels Beschlusses als unzulässig zurückgewiesen. 

In sämtlichen Verfahren handelte es sich um Informationsbegehren zu Angelegenheiten des 
eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinden gemäß § 3 NÖ Bauordnung 2014 iVm Art. 118 
Abs. 3 Z 2 und 3 B-VG. 

In den Verfahren LVwG-AV-546/001-2026 sowie LVwG-AV-130/001-2026 betraf das 
Informationsbegehren behördliche Tätigkeiten der Gemeinde im Rahmen der örtlichen 
Baupolizei. Im Verfahren LVwG-AV-608/001-2026 wurden Informationen zu einem 
Grundstücksgeschäft der Gemeinde begehrt. 

In sämtlichen Verfahren wurden die unmittelbar an das LVwG NÖ gerichteten Beschwerden 
mittels Beschlüssen mangels Erschöpfung des administrativen Instanzenzuges als unzulässig 
zurückgewiesen. Die Sachverhalte wurden demnach nicht einmal inhaltlich behandelt. 

Begründet wird dies insbesondere unter Hinweis auf die Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes, wonach ein administrativer Instanzenzug nur dann entfällt, wenn 
das Gesetz ihn ausdrücklich ausschließt. Fehlt eine solche klare Regelung, bleibt der 
verfassungsrechtlich vorgesehene Instanzenzug aufrecht. 

Dass § 11 Abs. 2 IFG lediglich die Beschwerde an das Verwaltungsgericht erwähnt, genügt 
nach Auffassung des LVwG NÖ nicht, um einen wirksamen Ausschluss des 
innergemeindlichen Instanzenzuges anzunehmen. Zwar erkennt das LVwG NÖ an, dass 
dadurch die im IFG angestrebte Verfahrensbeschleunigung beeinträchtigt wird, bloße 
Zweckmäßigkeitsüberlegungen reichen jedoch nicht aus, um einen ausdrücklichen 
Ausschluss gesetzlich hineinzulesen. 

Zudem verwies das LVwG NÖ in allen drei Entscheidungen darauf, dass das Bestehen eines 
innergemeindlichen Instanzenzuges in Literatur und Judikatur überwiegend bejaht werde. 

Am Ende der Begründung ging das Gericht auch kurz auf die jeweils im Bescheid enthaltene 
Rechtsmittelbelehrung ein, welche eine Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht 
vorsah. Das Gericht hielt unter Verweis auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 
(vgl zB VwGH 22.12.2004, 2004/08/0034) fest, dass eine unrichtige Rechtsmittelbelehrung 
zwar keinen gesetzlich nicht vorgesehenen Instanzenzug eröffnet, jedoch einen 
Wiedereinsetzungsgrund gemäß § 71 AVG darstellen kann. 



An dieser Stelle stellt sich sodann bereits die Frage nach den Möglichkeiten, die im Falle einer 
solchen Zurückweisung bestehen. Nachfolgend möchten wir darauf kurz näher eingehen: 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand: Die Berufung, deren Frist aufgrund des bereits 
geführten Verfahrens vor dem Verwaltungsgericht vermutlich abgelaufen ist, kann dadurch 
nachgeholt werden. Der Antrag auf Wiedereinsetzung ist gemeinsam mit der Berufung bei 
jener Behörde einzubringen, die den Bescheid in erster Instanz erlassen hat. 

Der Wiedereinsetzungsantrag ist binnen zwei Wochen ab Wegfall des Hindernisses oder ab 
jenem Zeitpunkt zu stellen, in dem die Partei Kenntnis von der Zulässigkeit der Berufung 
erlangt hat – im gegenständlichen Verfahren mit Zustellung der Entscheidung über die 
Zurückweisung. 

Revision: Die Revision erklärte das LVwG NÖ in sämtlichen Entscheidungen ausdrücklich für 
zulässig, da aus Sicht des LVwG NÖ eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung vorliegt 
und hierzu bislang Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes fehlt. Auch dieser Weg 
steht daher den Beschwerdeführern offen. 

Wir möchten zudem darauf hinweisen, dass eine gleichzeitige Erhebung von Berufung und 
Revision problematisch sein könnte. Dies deshalb, da in ein und demselben Verfahren 
parallele Entscheidungen in der Sache ergehen könnten. Je nachdem, ob zunächst die 
Behörde oder der Verwaltungsgerichtshof entscheidet, könnte es aufgrund des 
Prozesshindernisses der entschiedenen Sache („res iudicata“) bzw. wegen des Grundsatzes 
„ne bis in idem“, wonach über dieselbe Rechtssache nur einmal rechtskräftig entschieden 
werden darf, dazu kommen, dass die jeweils frühere Entscheidung die andere verhindert. 

Für den Fall, dass tatsächlich neben der Berufung auch Revision erhoben wird, besteht seitens 
der Gemeinde jedenfalls die Möglichkeit, das Verfahren gemäß § 38 AVG auszusetzen, bis 
der Verwaltungsgerichtshof über die Sache entschieden hat. 

Neuer Antrag: Darüber hinaus bestünde auch die Möglichkeit, weder Revision noch Berufung 
zu erheben, sondern einen inhaltsgleichen neuen Antrag einzubringen. Nachdem die 
Zurückweisung keine Entscheidung in der Sache darstellt, liegen auch die vorgenannten 
Prozesshindernisse (res iudicata bzw. ne bis in idem) in diesem Fall nicht vor. Diese 
Vorgehensweise könnte aus unserer Sicht weniger effizient erscheinen, da man dadurch im 
Ergebnis wieder am Anfang des ganzen Verfahrens steht. 

Was nun – Berufung oder Beschwerde? 

Angesichts der unterschiedlichen Judikatur zum Bestehen eines innergemeindlichen 
Instanzenzuges fällt es zunehmend schwer, den Überblick zu behalten. Auch zu den 
anhängigen Normenprüfungsanträgen liegt derzeit noch keine Entscheidung vor. Fraglich ist 
daher nicht nur, wie im Falle einer Zurückweisung vorzugehen ist, sondern bereits, ob 
Berufung an den Gemeinderat oder unmittelbar Beschwerde an das LVwG zu erheben ist. 

Unseres Erachtens spricht auch aus Rechtssicherheitsgründen vieles dafür, im Zweifel sowohl 
eine Berufung an den Gemeinderat als auch eine Beschwerde an das LVwG zu erheben und 
gegebenenfalls eine Zurückweisung in Kauf zu nehmen. 

Aus Sicht der Gemeinde ist nun zudem die Formulierung der Rechtsmittelbelehrung fraglich. 
In den Materialien zu § 11 IFG ist angeführt, dass eine Bescheidbeschwerde beim 
Verwaltungsgericht einzubringen ist. Daran anknüpfend empfiehlt es sich daher für die 
Gemeinden auch – zumindest bis auf Weiteres – die Rechtsmittelbelehrung wie bisher im 
Bescheid dahingehend zu formulieren. Die Judikatur zu diesem Thema bleibt jedoch stets zu 
beobachten, vor allem die Entscheidung der derzeit anhängigen Normprüfungsanträge. 

Für den Fall, dass der VfGH auf Basis dieser Anfechtungsanträge eine Aufhebung veranlasst, 
wird die Rechtsmittelbelehrung auf die Berufung an den Gemeinderat anzupassen sein. Durch 
den Wegfall würde nämlich nicht einmal mehr ein konkludenter Ausschluss des 
innergemeindlichen Instanzenzuges bestehen. 

  



 

Wie präzise muss ein Informationsbegehren wirklich sein – Entscheidung LVwG Tirol 
(LVwG-2026/48/0982-1) 

Das Landesverwaltungsgericht Tirol hat in dieser Entscheidung zu hohen Anforderungen an 
die Präzisierung des Begehrens klare Grenzen gesetzt. 

Ausgangspunkt war ein Informationsbegehren an die Tiroler Landesregierung betreffend die 
schriftliche Kommunikation einer Marktgemeinde zum Thema Gemeindefinanzen im Zeitraum 
2016 bis 2026. 

Die Behörde erteilte zunächst einen Verbesserungsauftrag, dem der Beschwerdeführer 
grundsätzlich auch nachkam. Dennoch erließ die Behörde einen Zurückweisungsbescheid 
und führte aus, dass der Antrag trotz der Verbesserung nicht ausreichend präzisiert worden 
sei. Insbesondere sei unklar geblieben, welche konkreten Informationen begehrt würden, 
zumal Begriffe wie „Kommunikation“, „etc.“, „jedenfalls“ oder „insbesondere“ verwendet 
worden seien. Außerdem verwies die Behörde auf die enorme Menge an Akten und 
Dokumenten sowie auf den erheblichen Aufwand für Bearbeitung und Schwärzungen. 

Das Gericht stellte klar, dass das Informationsbegehren inhaltlich ausreichend bestimmt sei, 
insbesondere weil Thema, Zeitraum und Gegenstand der begehrten Informationen klar 
erkennbar waren. Eine weitergehende Konkretisierung dahingehend, dass einzelne konkrete 
Schreiben oder Dokumente bereits vorab exakt benannt werden müssten, würde nach Ansicht 
des Gerichts gerade dem Zweck der Informationsfreiheit widersprechen, da Antragsteller 
regelmäßig nicht wissen, welche konkreten Unterlagen bei einer Behörde tatsächlich 
vorhanden sind. Der Beschwerde wurde daher stattgegeben. 

Die Frage, ob das sehr weit gefasste Informationsbegehren letztlich auch berechtigt ist, wurde 
vom Gericht hingegen nicht behandelt. Das LVwG Tirol hielt ausdrücklich fest, dass dies im 
fortgesetzten Verfahren zu prüfen sei. Dabei bezog sich das Gericht offenbar auch auf die 
Argumentation der Behörde, wonach das Begehren aufgrund seines Umfangs möglicherweise 
einen unverhältnismäßigen Aufwand im Sinne des § 9 Abs. 3 IFG verursachen könnte. 

Für die Praxis bedeutet die Entscheidung, dass an die Formulierung von 
Informationsbegehren kein übermäßig formalistischer Maßstab angelegt werden darf. Sofern 
Thema, Zeitraum und Gegenstand der begehrten Informationen ausreichend umschrieben 
sind, ist von einer formalen Zurückweisung eher abzusehen und das Begehren inhaltlich zu 
behandeln. 

Ausnahmetatbestände gemäß § 9 Abs 3 IFG – Rechtsmissbrauch und 
Unverhältnismäßigkeit 

Anknüpfend an die vorangeführte Entscheidung, in welcher das Thema der 
Unverhältnismäßigkeit zumindest angeschnitten wurde, möchten wir an dieser Stelle näher 
auf den Ausnahmetatbestand des offenbar rechtsmissbräuchlichen Antrags sowie auf die 
Frage eingehen, ab wann die Erteilung einer Information die sonstige Tätigkeit des Organs 
wesentlich und unverhältnismäßig beeinträchtigt. In diesen beiden Fällen ist gemäß § 9 Abs 3 
IFG der Zugang zur Information nicht zu gewähren. 

Zwar liegt bislang kaum Judikatur zu § 9 Abs 3 IFG vor, jedoch existiert Rechtsprechung zum 
Auskunftspflichtgesetz, deren Grundsätze nach herrschender Lehre sowie teilweise auch nach 
der bisherigen Judikatur auf die Regelungen des IFG übertragen werden können (vgl etwa die 
im letzten Beitrag erläuterte Entscheidung des LVwG OÖ zu GZ LVwG-250261/2/VG/EP sowie 
– konkret zu § 9 Abs 3 IFG – die Entscheidung des LVwG Salzburg zu GZ 405-10/1761/1/6-
2026). 

Missbräuchlich ist ein Antrag insbesondere dann, wenn die begehrten Informationen dem 
Antragsteller bereits bekannt sind und das Begehren daher nicht der Wissensvermittlung, 
sondern bloß der Bestätigung dient. Ebenso kann Missbrauch vorliegen, wenn Informationen 
ausschließlich zur wirtschaftlichen Schädigung Dritter oder zur Belastung bzw. „Testung“ der 
Behörde verlangt werden. 



Mutwilligkeit – als Unterfall der Missbräuchlichkeit – liegt hingegen dann vor, wenn jemand 
trotz erkennbarer Aussichtslosigkeit oder Nutzlosigkeit ein Begehren stellt oder die Behörde 
bloß aus Freude an ihrer Behelligung in Anspruch nimmt. 

Missbräuchlich bzw. mutwillig können daher Informationsbegehren zu offenkundigen 
Tatsachen oder zu Informationen sein, die bereits anderweitig, etwa durch Akteneinsicht, 
zugänglich sind. Entscheidend ist dabei das Fehlen eines konkreten Informationsbedürfnisses. 
Werden hingegen sachliche Informationsinteressen verfolgt, schließt dies Mutwilligkeit 
grundsätzlich aus, auch wenn daneben behördenbelastende Motive bestehen. Allein die 
Vielzahl oder der Umfang von Anfragen begründen für sich genommen noch keine 
Mutwilligkeit. 

Eine Verweigerung der Informationserteilung wegen unverhältnismäßigen Aufwands ist nur 
zulässig, wenn die Bearbeitung die sonstigen Aufgaben der informationspflichtigen Stelle 
sowohl wesentlich als auch unverhältnismäßig beeinträchtigen würde. Beide 
Voraussetzungen – wesentlich und unverhältnismäßig – müssen kumulativ vorliegen. Dadurch 
bringt das Gesetz zum Ausdruck, dass die ordnungsgemäße Erledigung der üblichen 
Aufgaben der Behörde Vorrang hat. Allgemeine organisatorische Probleme, Personalmangel 
oder Misswirtschaft der Behörde reichen hingegen als Rechtfertigung für eine Nichterledigung 
nicht aus. 

Als Beispiele zu den Ausnahmetatbeständen findet sich etwa, dass journalistische 
Rechercheanfragen und eine kritische Haltung kein Missbrauch des Informationsrechts sind 
(vgl. zu letzterem VwGH 26.5.1998, 97/04/0239). Als missbräuchlich gilt hingegen ein 
Begehren, das lediglich auf die Ermittlung der Bearbeitungsdauer der Behörde abzielt (vgl. 
Miernicki in Miernicki, IFG – Informationsfreiheitsgesetz (2024) § 9 IFG Rz K16). 

Anzumerken ist außerdem, dass eine pauschale Ablehnung regelmäßig unzulässig ist. 
Vielmehr ist zu prüfen, ob zumindest eine eingeschränkte oder zusammenfassende 
Informationserteilung möglich bleibt. 

Die beiden Ausnahmetatbestände sind jedenfalls eng auszulegen. Im Einzelfall ist sorgfältig 
zu prüfen, ob die Voraussetzungen tatsächlich vorliegen. Aus praktischer Sicht empfiehlt es 
sich daher, diese Tatbestände nur in echten Ausnahmefällen heranzuziehen bzw. nur dann, 
wenn die Voraussetzungen offenkundig und besonders deutlich gegeben sind. 

Ausblick 

Die Anzahl an Entscheidungen zum IFG nimmt auf Ebene der Verwaltungsgerichte laufend 
zu. Teilweise werden dadurch die gesetzlichen Regelungen und deren Bedeutung klarer. 
Teilweise führen die Entscheidungen – insbesondere wenn sie innerhalb der einzelnen 
Bundesländer unterschiedlich ausfallen – jedoch auch zu Rechtsunsicherheit. Dies betrifft 
derzeit etwa die Frage des Bestehens eines innergemeindlichen Instanzenzugs. Dies kann 
nach unserem Dafürhalten nur von den Höchstgerichten geklärt werden. Eine solche bleibt 
jedoch nach wie vor abzuwarten. 
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